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I. Verordnungen und Entscheidungen.
1 .

Feuerpolizeiliche Aufträge zu Bauherftellungen sind
unzulässig.

Entscheidung des k. k. Verwaltungsgerichtshofes vom
27 . Jänner 1913 , Nr . 422 (M . B . A . X , 7499 ) :

Im Namen Seiner Majestät des Kaisers!
Der k. k. Verwaltungsgerichtshof hat unter dem Vorsitze des k. k. Senats-

Präsidenten Dr . Ritter v. P o p e l k a^ in Gegenwart der Räte des k. k. Ver¬
waltungsgerichtshofes Srb,  Dr . Sachs,  Dr . Edlen v. Schneller,
Dr . Geringer,  dann des Schriftführers k. k. Hof -Sekretärs Ritter v.
Hennig,  über die Beschwerde der P . und der A. B . gegen die Entscheidung
des Wiener Stadtrates vom 22 . Juni 1912 , Z . 10304 , betreffend den feuer¬
polizeilichen Auftrag zur Vornahme von Adaptierungen , nach der am
17. Jänner 1913 dmchgesührten öffentlichen mündlichen Verhandlung , und
zwar nach Anhörung des Vortrages des Referenten sowie der Ausführungen
des Dr . Viktor Lefford,  Hof - und Gerichtsadvokaten in Wien , in Ver¬
tretung der Beschwerde, und der Gegenausführungen des Magistrats -Kommissärs
Dr . Franz Urban,  in Vertretung der belangten Behörde , zu Recht er¬
kannt :

Die angefochtene Entscheidung wird als gesetzlich nicht begründet auf¬
gehoben.

Entscheidungsgründe:

Auf Grund der am 30 . März 1912 in dem den Beschwerdeführerinnen
gehörigen Hause Wien , X ., Columbusplatz 7 und 8, Konskr.-Nr . 627 Favoriten,
abgehaltenen Feuerbeschau , beziehungsweise des hierüber von der Stadtbau-
amts -Abteilung für den X. Bezirk erstatteten Berichtes hat das magi¬
stratische Bezirksamt für den X . Bezirk in Wien im selbständigen Wirkungskreise
mit dem Bescheide vom 1. April 1912 , Z . 20879 , „ im Sinne der W l
und 4 " des Gesetzes vom 19. März 1892 , L.-G .- und V.-Bl . Nr . 18
(Feuerpolizei -Ordnung für Wien ), den Beschwerdeführerinnen unter Freilassung
des Rekurses an den Wiener Stadtrat aufgetragen , „die hölzernen Decken der
an der rechten und rückwärtigen Grundgrenze gelegenen Stallungen stukkaturen
zu lassen". Den hiegegen ergriffenen Rekurs der Beschwerdeführerinnen , in
welchem dieselben unter anderem auch darzulegen suchten, daß es sich ge-
gebenenfalles um eine baubehördliche Verfügung handelte , weshalb die Rechts¬
mittelbelehrung eine unrichtige sei und der Stadtrat zur Entscheidung nicht
kompetent erscheine, hat der Wiener Stadtrat mit der Hiergerichts angefochtenen
Entscheidung ohne Begründung zurückgewiesen.

Die Beschwerde bekämpft diese Entscheidung sowohl wegen mangelhaften
Verfahrens als auch deshalb , weil dieselbe von einer inkompetenten Instanz
gefällt worden sei.

Der Gerichtshof hat diese die Gesetzwidrigkeit der angefochtenen Ent¬
scheidung behauptende Einwendung als begründet erachtet.

Nach Artikel II des die gegenwärtig in Geltung stehende Feuerpolizei-
Ordnung für W ' en einführenden Gesetzes vom 19. März 1892 , L.-G .-Bl.
Nr . 18, „bleiben . . . . die Vorschriften der Bauordnung für die Stadt Wien
. . . . durch dieses Gesetz unberührt " .

Z 12 der erwähnten Feuerpolizei -Ordnung aber determiniert den
Wirkungskreis der zur Handhabung derselben berufenen Behörden und
Organe hinsichtlich der Wahrnehmungen der Feuersicherheit von Baubeständen
dahin , daß diesen Behörden und Organen die „ Entdeckung " feuergefährlicher
Übelstände , ferner die Überwachung der Reinhaltung der Schornsteine , der
Schließbarkeit der Dachbodenöffnungen , endlich der Instandhaltung der Lösch¬
vorrichtungen sowie der Löschanstalten überhaupt zukommt.

Aus der Feuerpolizei -Ordnung ergibt sich somit keine Kompetenz der
dieselbe handhabenden Stellen zur Erteilung von Aufträgen oder zu Ver¬
fügungen , welche Änderungen des Baub estandes  in feuerpolizeilicher Hinsicht
bezwecken oder zur Folge haben.

Dagegen bestimmt Z 14 der durch den zitierten Artikel II des Gesetzes
vom 19 . März 1892 , L.-G .-Bl . Nr . 18, auch hinsichtlich der feuerpolizeilichen
baulichen Vorkehrungen an Gebäuden auch weiterhin als maßgebend bezeich-
neten Bauordnung für Wien (Gesetz vom 17. Jänner 1883 , L.-G .-Bl . Nr . 35)
„ . . . Zur Vornahme von Abänderungen an bestehenden Gebäuden , welche
von Einfluß auf die Festigkeit, Feuersichcrheit und den sanitären Zustand des
Gebäudes . . . sind, . . . ist die Bewilligung der nach dem Gesetze zur
Erteilung derselben berufenen Behörden (Baubehörden ) erforderlich " .

Z 28 , Absatz 2, und ß 102 der zitierten Bauordnung stellen alle aus
sicherheitspolizeilichen Rücksichten an Baulichkeiten zu treffenden Vorkehrungen
unter die Disposition der Baubehörden.

Zur Beurteilung aller Momente , welche für die Feuersicherheit eines
Gebäudes als solchen, das heißt, mit Rüchsicht auf die Beschaffenheit des
Baues selbst von Bedeutung sind, sowie zur Entscheidung über die im
Interesse der Feuersicherheit zu treffenden baulichen Maßnahmen erscheinen
also nach dem Gesetze ausschließlich die Baubehörden kompetent . Insbesondere
enthält ß 44 der zitierten Bauordnung Vorschriften über die Konstruktion und
die aus Rücksichten der Feuersicherheit auszuführende Adjustierung der Decken,
während Z 54 I«A. oit . speziell bezüglich solcher Stallungen , über welchen
Wohnungen angebracht werden , feuersichere Decken vorschreibt . Aus den
zitierten gesetzlichen Bestimmungen in ihrem Zusammenhalte ergibt sich somit,
daß die Beschaffenheit der Feuersicherheit der Decken, insbesondere von
Stallungen , zu den der Obsorge und der Beurteilung der Baubehörde ge¬
hörigen Momenten gezählt werden muß und daß daher für die Entscheidung
der Frage , welche am Gebäude selbst auszusührenden Vorkehrungen not¬
wendig sind, um den vom Gesetze bezüglich der Feuersicherheit der Decken
von Stallungen aufgestellten Vorschriften zu genügen , ausschließlich die Bau¬
behörden zuständig sind.

Der belangte Stadtrat vertritt nun allerdings in seiner Gegenschrift die
Anschauung , daß einerseits ein konsensmäßiger Bestand in eonoroto nicht
gegeben sei (weil die fragliche Realität angel lich nicht als Stall , sondern als
„Schuppen " konsentiert sei), anderseits die Herstellung der Stukkatur der
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Decke als eine „ Bauänderung im Sinne der Wiener Bauordnung nicht
aufgefaßt werden könne " . Zu dem elfteren Einwande ist jedoch zu bemerken,
daß die in Beschwerde gezogene Entscheidung sich keineswegs darauf stützt,
daß der fragliche Baubestand kein konsensmäßiger sei (was übrigens auch im
administrativen Verfahren nicht den Gegenstand behördlicher Untersuchung und
Beurteilung bildete ), sondern lediglich von der behaupteten Kollision des be¬
stehenden baulichen Zustandes mit den Rücksichten auf die Feuersgefahr aus¬
geht , so daß die Frage der Konsensmäßigkeit , beziehungsweise Konsens¬
widrigkeit , als für den konkreten Fall rechtlich bedeutungslos außer Betracht
zu bleiben hat , was aber die Frage anbelangt , ob das „ Stukkaturen ' einer
Decke eine „ bauliche Änderung " (am bestehenden Baue ) in sich schließe , so er¬
scheinen in Beantwortung dieser Frage — ganz abgesehen davon , daß mich
eine derartige Erwägung der angefochtenen Entscheidung nicht zugrundeliegt —
im Sinne der eingangs zitierten ZH 14 u . f . der Bauordnung für Wien
nicht die zur Handhabung der Feuerpolizei berufenen Organe und Behörden,
sondern nur die Baubehörden kompetent.

Der der angefochtenen Entscheidung zugrundeliegende Tatbestand war
also der , daß aus feuerpolizeilichen Rücksichten an einem Baue , dessen
Konsensmäßigkeit im gegenständlichen Administrativverfahren nicht bestritten
worden war , die Vornahme von Adaptierungen aufgetragen worden ist.

Aus den vorstehenden Ausführungen ergibt sich, daß zur Entscheidung
im konkreten Falle die Baubehörden und nicht die zur Wahrnehmung der
lokalen Feuerpolizei berufenen Organe kompetent waren , weshalb die ange-
fochtene Entscheidung wegen Inkompetenz des belangten Stadtrates als gesetz¬
widrig aufzuheben war.

2.

Meldepflicht der Seelsorger im Landsturm-
Verhältnisse.

Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 18 . März 1913,
Z . 11-1229 (Normalienblatt des Magistrates Nr . 55 ) :

Das k. k. Ministerium für Landesverteidigung hat mit dem Erlasse vom
28 . Feber 1913 , Nr . IX -240 , Nachstehendes hierher eröffnet:

„Der Meldepflicht werden tatsächlich nur  die militärisch ausge¬
bildeten (gedienten ) und jene nichtgedienten Landsturmpersonen unterzogen , die
zu besonderen Dienstleistungen designiert und zu solchem Zwecke mit Widmungs¬
karten beteilt werden.

Weil landsturmpflichtige ( angestellte ) Seelsorger und ausgeweihte Priester,
die Ersatzreservisten waren , zu keiner dieser beiden Kategorien zählen und weil
auch solche laudsturmpflichtige Seelsorger , die militärisch ausgebildet sind oder
Militär - (Marine -)Landwehrgeistliche waren , für Landsturmdienste nicht benötigt
werden , findet das Ministerium für Landesverteidigung alle vorbezeichneten
landsturmpflichtigen Seelsorger (ausgeweihten Priester ) von der Laudsturm-
meldepflicht zu entheben.

Diese Vorschrift ist bei den einschlägigen Stellen der Landsturmmelde¬
vorschrift vorzumerken.

L.
Dauernde Belassung in der Zivilanftellnng nach

8 37 des Wehrgesetzes.
Rund -Erlaß der k k. n .-ö. Statthalterei vom 26 . Juni

1913 , Z . 11-2326 , M . Abt . XVI , 10171/13 (Normalienblatt des
Magistrates Nr . 54 ) :

Seine k. u . k. Apostolische Majestät haben mit Allerhöchster Entschließung
vom 23 . April 1913 , laut Erlasses des k. k. Ministeriums für Landes¬
verteidigung vom 13 . Mai 1913 , Präs .-Nr . 2618 , XIV , zu genehmigen geruht,
daß die im ß 57 des Wehrgesetzes vom 5 . Juli 1912 , R .-G .-Bl . Nr . 128,
vorgesehene Ausnahme der dauernden Belassung im Zivilverhältnisse aus
folgende Berufskategorien angewendet werden darf:

1. die Hofämter,
2 . die Privat -, Familien - und Avitikalsondsämter des Allerhöchsten

Herrscherhauses,
3 . die staatlichen Ämter (einschließlich der gemeinsamen ) und Anstalten,

die Ämter der Landes - und Bezirksvertretungen und der mit der politischen
Verwaltung betrauten Gemeinden,

4 . die bosnisch - hercegovinischen Landesämter einschließlich jener des
bosnisch - hercegovinischen Landtages und die Landesanstalten,

5 . die Ämter der öffentlichen Fonds,
6 . der Eisenbahn - und Schiffahrtsdienst,
7 . der Post - und Telegraphendienst,
8 . die Anstellung als Direktor , Professor oder Lehrer an einer öffent¬

lichen oder mit dem Öffentlichkeitsrecht ausgestatteten Lehranstalt,
9 . staatliche Fabriken,
10 . Unternehmungen , Fabriken , Anstalten und Betriebe , die für mili¬

tärische Zwecke arbeiten.
Hievon erfolgt die Verständigung mit dem Beifügen , daß allfällige

Anttügc wegen individueller Belassung von Angehörigen obiger Berufskategorien

im Wege der zuständigen Fachministerien beim Ministerium für Landes¬
verteidigung bezüglich landwehrpflichtiger und beim Kriegsministerium bezüglich
heeresdienstpflichtiger Personen in der bisher üblichen Art zu stellen wären.
Die einschlägigen Verzeichnisse sind jedoch künftig tu äuplo anzuschließen;
hiedurch wird die betreffende Stelle des h . o. an alle pol . Bezirksbehörden
mit Ausnahme der k. k. Polizeidirektion in Wien ergangenen Erlasses vom
25 Jänner 1912 , Pr . Z . 27/2 U , entsprechend abgeändcrt.

Die Bezirkshauptmannschaften haben diesen Erlaß als Anhang dem vor¬
erwähnten Rnnderlasse anzuheften und im Evidenzverzeichnisse , Post Nr . 1) 12
vorzumerken.

Ferner ist dieser Erlaß von allen hiemit beteilten Behörden bei H 57 des
Wehrgesetzes ex 1912 vorzumerken.

4 .

Marktordnung für die Großmarkthalle — Abteilung
für Fleischwaren in Wien , IZI ., Vordere Zollamts-

slraße El und Jnvalidenstraße 4.
Festgesetzt mit dem Gemeinderats -Beschlusse vom 22 . März

1912 , Z . 7039 , genehmigt mit dem Erlasse der k. k. n .-ö.
Statthalterei vom 3. Mai 1912 , Z . XII -379 , abgeändert im
H 8 gemäß Gemeinderats -Beschluß vom 7. Februar 1913,
P . Z . 1429 , Statthalterei -Erlaß vom 6 . Mai 1913 , Z . XII -804/4,
und im Gebührentarif P . 1, lit . a , gemäß Gemeinderats -Beschluß
vom 6 . Dezember 1912 , P . Z . 17967 , Statthalterei -Erlaß vom
6 . Mai 1913 , Z , XII -379/3 , verlautbart mit Kundmachung des
k. k. Statthalters im Erzherzogtum Österreich unter der Enns
vom 26 . Juni 1913 , Z . XI1 -804/5 , am 12 . Juli 1913 , im
XIX . Stücke des L.-G .- u. V .-Bl . für das Erzherzogtum Öster¬
reich unter der Enns pro 1913 , Nr . 79 . (M . Abt . IX , 2522 .)

Gegenstände des Marktverkehres.

8 1-
Gegenstände des Marktverkehres sind:
1 . Frisches Fleisch von Ochsen , Kühen , Büffeln , Stieren , Kälbern . Schafen,

Schweinen , Lämmern , Ziegen , n it und ohne Fell , im ganzen oder in Teilen,
eingesalzenes , geräuchertes und gepökeltes Fleisch und Fett , sowie Würste und
Flecksiederwaren von Tieren dieser Arc.

Beißerfleisch (Freßkälber ) ist vom Marktverkehre ausgeschlossen . Verbots¬
widrig eingebrachte Ware dieser Art ist im unveränderten Zustande amtlich im
Wege des beeideten Faktors an Fleischselcher unter Deklaration und amtlicher
Überwachung zur Wurst - Erzeugung zum Verkaufe zu bringen.

2 . Zahmes Geflügel lebend und geschlachtet , in den Federn oder ^gerupft,
wie : Hühner , Gänse , Enten , Truthühner , Kapaunen , Tauben.

3 . Wildbret und Federwild , wie : Hirsche , Rehe , Gemsen , Wildschweine,
Hasen , aufgehacktes Rot - und Schwarzwild , Fasane , Auer -, Birk - , Hasel -,
Schnee -, Rohr - und Rebhühner . Wildgänse , Wild - und Duckenken , Wildtauben,
Wald -, Moos -, Haide - und Wiesenschnepfen , Krammctsvögel , Wachteln und
andere nach dem Gesetze zum Genüsse zulässige Wildarten und kleine Vögel.

4 . Fische : Süßwasser - und Seefische , lebend , gesalzen , geräuchert , ge¬
trocknet und mariniert , wie auch alle Arten Schaltiere.

8 2.
Die Verabreichung von Speisen und der Ausschank von Getränken wird

von der Gemeinde nach ihrem freien Ermessen gestattet.

Dauer des Marktverkehres.

8 3.

Der Marktverkehr findet statt:
u) An Wochentagen in der Zeit vom 1. Mai bis 31 . Oktober von 4 Uhr

früh bis 4 Uhr nachmittags , in der übrigen Jahreszeit von 5 Uhr früh
bis 4 Uhr nachmittags an Feiertagen bis 12 Uhr mittags;

b) an Sonntagen während der durch besondere Vorschriften jeweils für den
Marktverkehr an Sonntagen festgesetzten Zeit:

c) der Kleinverkehr beginnt an allen Tagen erst um 6 Uhr , beziehungsweise
7 Uhr früh;

ä ) Kleinverkehr findet außerdem an jedem Samstag -Wochentage sowie an
dem Vortage eines jeden Feiertages von 4 Uhr früh bis 7 abends statt;

o) in der Fischhalle an allen Wochentagen bis 8 Uhr abends.
Beginn und Ende des Marktverkehrcs wird durch ein Glockenzeichen

bekanntgegeben.
Marktgebühren.

8 4-
Für die Benützung der Hallenräume und der Markteinrichtungen sind

die im Marktgebührentarifc (Anhang I ) festgesetzten Gebühren zu bezahlen.
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Die Entrichtung der Marktgebühren hat im vorhinein zu erfolgen und
ist eine Voraussetzung für di : Benützung.

Zufuhr des Fleisches.

8 5.

Der Transport des am Wiener Nordbahnhofe anlangenden , für die
Großmarkthalle bestimmten Fleisches (H 1, Punkt I ) bis in diese darf nur
mittels Bahn erfolgen.

Im übrigen sind Fleischwaren unter Beobachtung der für den Fleisch¬
transport bestehenden allgemeinen Vorschriften in die Großmarkthalle zu schaffen.

Ausladung der Ware.

8 6.
Die Ausladung der mit der Wiener Verbindungsbahn in die Groß¬

markthalle zugeführten Waren wird im Beisein einer Kommission , bestehend
aus Vertretern des Veterinäramtes , des Marktamtes , der Bahn , des Adressaten
eventuell des Einsenders vorgenommen , welche beim Bahntransporte vorge-
kommene Mängel zu konstatieren und wegen deren Abstellung das Erforderliche
zu veranlassen hat.

Die Zahlung der an die Adressaten überwiesenen Fracht - und Neben¬
gebühren ist vor Empfangnahme der Sendungen zu leisten.

Die bisher von den beteiligten Bahnverwaltungen zugestandcne Be¬
günstigung der Befreiung vom Fcankaturszwange fjjx Fleischsendungen an
solche Adressaten , welche zur Deckung der auflaufenden Fracht - und Neben¬
gebühren Kautionen erliegen haben , bleibt aufrecht.

Findet jedoch die Berichtigung der Fracht - und Nebengebühren nicht
binnen drei Stunden nach Bereitstellung zum Bezüge statt , oder ergeben sich
Abliefcrungshindernisse , sei es , daß der Adressat zum Bezüge bei rechtzeitiger
Avisierung nicht erscheint oder den Bezug verweigert , so wird die Sendung
an das Marktamt ausgefolgt , welches die weitere Disposition mit einer solchen
Ware trifft , beziehungsweise die Veräußerung derselben auf Gefahr und Kosten
des Einsenders veranlaßt.

Aus dem bei dieser Veräußerung erzielten Erlöse werden sämtliche auf
der Fracht haftenden Gebühren bestritten , der Überschuß wird dem Einsender
ausgefolgt.

Zum Bezüge bereitgestellte Ware muß außer diesem Falle binnen zwei
Stunden nach Bereitstellung übernommen und zu Markt gebracht werden,
widrigens mit der Ware in gleicher Weise verfahren wird.

In jedem Falle liegt darin eine Übertretung der Marktordnung , falls
der Marktpartei nicht zur Last fallende Umstände die rechtzeitige Aufbringung
zum Markte verhindern.

Entrichtung der Verzehrungssteuer.

8 7-
Waren , die mit der Bahn in der Großmarkthalle einlangen , werden erst

in der Großmarkthalle dem Berzehrungssteuerverfahreu unterzogen.

Untersuchung der Ware.

8 8.

Für die in die Großmarkthalle gelangenden Waren (8 1, Punkt 1) sind
Beschauscheine beizubringen . Bis zur Beibringung dieser Bcschauscheine wird
die Ware auf Gefahr und Kosten des Einbringers in amtliche Verwahrung
genommen . Alle Waren unterliegen überdies in der Großmarkthalle hinsichtlich
ihrer Verkaufszulässigkeit und Genußtauglichkeit der amtlichen Untersuchung
und Verfügung nach den jeweils bestehenden Vorschriften und dürfen vor dieser
Untersuchung nicht zum Verkaufe gebracht werden.

Behufs einwandfreier Durchführung dieser Untersuchung sind die mittels
Wagen in der Großmarkthalle einlangenden Fleischwaren , welche nicht durch
Zertifikate des städtischen Veterinäramtes gedeckt sind , von den Einbringern
durch das gegen den Wienfluß zu gelegene Tor des linken vorderen Pavillons
der Halle in den dortselbst befindlichen tierärztlichen Untersuchungsraum zu
bringen und aus den von den Veterinäramtsorganen zugewiesenen Plätzen zur
Untersuchung bereitzuhalten . Bei anstandslosem Befunde werden die Fleisch¬
waren amtlich gekennzeichnet und sodann dem Einbringer gegen Abgabe des
vorschriftsmäßig ausgefertigten Beschauzertifikates und Vorweisung der Quittung
Uber die bezahlte Marktgebühr wieder ausgefolgt . Im gegenteiligen Falle hat
der Einbringer die Ware auf seine Kosten in den Raum für beanständete
Waren zu bringen und , falls sie dort als genußuntauglich erklärt wird , in den
Konfiskatenbehälter zu schaffen.

Die Verkäufer sind verpflichtet , jede zur Erreichung des Zweckes der
Untersuchung notwendige manuelle Beihilfe zu leisten und jede demselben Zwecke
dienende notwendige Auskunft zu erteilen . Sie haben insbesondere die zum
freien Verkehre zugelassenen Fleischwaren ehestens aus dem tierärztlichen Unter-
suchungsraume zu entfernen , widrigenfalls dies auf ihre Gefahr und Kosten
durch Amtsorgane veranlaßt werden müßte.

Verkaufsplätze.

8 9.

Die Vergebung der Plätze für den Verkauf von Fleischwaren (ß 1,
Punkt 1) erfolgt durch die Marktbehörde.

Die übrigen Plätze werden vom Marktamte zugewiesen.

Zur zeitweisen Benützung werden die Plätze nach Maßgabe der räum¬
lichen Verhältnisse und nach der Reihenfolge der Anmeldung , zur dauernden
Benützung nach freiem Ermessen und auf Widerruf zugewiesen . Die Plätze
dürfen weder an andere Personen übertragen , noch zur Mitbenützung über¬
lasten werden . Herstellungen auf denselben dürfen nur mit Genehmigung der
Marktbehörde vorgmommen werden . Die Parteien haften für alle durch sie
oder ihre Bediensteten verursachten Beschädigungen.

Bei Inanspruchnahme der von der Gemeinde für Marktzwecke zur Ver¬
fügung gestellten Einrichtungen haben die Parteien die hiefür erlassenen Vor¬
schriften zu befolgen.

Den behördlichen Organen steht es jederzeit frei , die zugewiesenen Plätze
zu betreten und sind die Parteien gehalten , diesen Organen jederzeit Zutritt
und Nachschau zu ermöglichen . Kleider , leere Kisten , Körbe u . dgl . dürfen an
den Verkaufsplätzen nicht hinterlegt werden , widrigens deren Wegschaffung von
Amts wegen auf Gefahr und Kosten der Partei vorgenommen wird.

Art des Verkaufes.

8 10.
Der Verkauf der Fleischwaren (H 1, Punkt 1) hat in folgender Weise

stattzufinden:
1 . In der „ Neuen Fleischhalle " an der Jnvalidenstraße dürfen nur

mittels Bahn einlangeude Fleischwaren , und zwar nur im unveränderten
Stückzustande zum Verkaufe gebracht werden.

Das Marktamt kann fallweise in besonders rücksichtswürdigen Fällen
(Platzmangel ) für die Neue oder Alte Halle bestimmte Fleischwaren auf dem
Verbindungsgange zwischen der Neuen und der Alten Halle mit der Be¬
schränkung auf den unveränderten Stückzustand zum Verkaufe bringen lassen.

2 . In der „ Alten Halle " dürfen Fleischwaren in jedem Stückzustande
zum Verkaufe gebracht werden.

Zur Herstellung dieser Stücke ist am Verkaufsplatze der Gebrauch von
Messer und Säge , nicht aber der Gebrauch der Hacke, ebenso nicht die Auf¬
stellung eines Hackstockes gestattet.

Der in dieser Halle befindliche Zerteilungsraum , in welchem für den
Gebrauch der Hacke vorgesehen ist , ist während der ganzen Dauer des Marktes
geöffnet.

Käufer haben in diesen Zerteilungsraum keinen Zutritt und ist ein
Verkauf in diesen Räumen untersagt.

Der Verkauf darf nur in Stücken und nicht nach verlangten Gewichts¬
mengen , also auch nur ohne Zuwage stattfinden.

Zum Abwägen von Fleischquantitäten bis zum Gewichte von rund 5 kss
können die Verkäufer auf dem Verkaufsplatze nach Maßgabe der allgemeinen
Vorschriften eigene Schalenwagen benützen.

3 . Das Ausschroten ist nur in den im linken Hallenschiffe der Alten
Halle befindlichen Ständen gestattet.

Ab wage der Marktartikel.

8 11-
Sämtliche für den Markt einlangenden Fleischwaren müssen auf den

amtlichen Wagen abgewogen werden.
Der Gebrauch eigener Wagen zum Abwägen der verkauften Fleischwaren

ist mit Ausnahme der im ß 10 , Punkte 2 und 3 , angeführten Fälle nicht
gestattet.

Zn dieser Abwage dienen gleichfalls die amtlichen Wagen ; bei diesen
erfolg ? die Abwage unentgeltlich und in Gegenwart eines amtlichen Aufsichts¬
organes , von dem das Ergebnis der Abwage in das Wag -Protokoll ein¬
getragen wird.

Die Käufer können die angekauften Waren von den Organen der Markt¬
aufsicht in den Fällen des Z 10 , Punkte 2 und 3 , unentgeltlich nachwägen
lassen.

Borkauf und Zwischenhandel.

8 12.
Fleischwaren (§ 1, Punkt 1), die zur Veräußerung auf dem Markte

bestimmt sind , dürfen vor dem Beginne des Marktverkehres nicht verkauft
werden.

Auf dem Markte angekaufte Fleischwaren dürfen , insolange sie sich noch
auf dem Markte befinden , nicht weiter oi> ^ ros verkauft werden.

Den Inhabern von Fleischverkaufsstellen ist die Überlastung von Fleisch¬
waren an ihre Bediensteten unter dem Titel des Verkaufes , der Entlohnung
oder einem sonstigen Titel zum Weiterverkäufe in der Großmarkthalle untersagt.

Preis - und Qualitätsbezeichnung.

8 13-
Bei der Ersichtlichmachung der Preise sind die vom Wiener Magistrate

erlassenen allgemeinen Vorschriften zu beobachten.
Außerdem ist der Verkaufspreis für Fleischwaren (ß l , Punkt 1) per

ein Kilogramm deutlich und aus eine für jedermann leicht wahrnehmbare Weise
ersichtlich zu machen.

Diese Bezeichnung hat auf jedem einzelnen Stücke oder wenigstens
gemeinsam für mehrere beisammenhängende oder beisammenliegende Stücke
gleicher Qualität und gleichen Preises zu erfolgen.

BUffelfleisch muß von anderem Fleisch gesondert bleiben , mit amtlichen
Tafeln als solches deutlich und sichtbar bezeichnet und bei der Abwage dem
Aufsichtsorgane als solches angegeben werden.
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Die amtlichen Tafeln sind beim Marktamte nm den Selbstkostenpreis zu
beziehen.

Selchfleischwaren müssen , nach ihrer Gattung als Schaffleisch , Schweine¬
fleisch oder Rindfleisch gesondert , in verschiedenen Behältnissen (Körben,
Zögern u . s. w .) feilgeboten werden , so daß in einem Behältnisse sich nur
Selchfleisch einer Gattung befindet.

Diese Behältnisse müssen mit der deutlichen und sichtbaren Bezeichnung
ihres Inhaltes („geselchtes Schaffleisch ", „ geselchtes Schweinefleisch ' oder
„geselchtes Rindfleisch ") versehen sein.

Entfernung der Marktartikel.

8 14.

Die angekauften Waren sind seitens der Käufer spätestens eine Stunde
nach Schluß des Marktes aus der Halle zu schaffen.

Versteigerungen.
8 15-

Öffentliche Versteigerungen dürfen unter Beobachtung der für Ver¬
steigerungen im allgemeinen geltenden Vorschriften innerhalb der Marktzeit
nbgehalleu werden.

Von der Einhebung der Lizitationsprozente zugunsten des Armenfonds
und von der Einhebung der mit dem Landesgesetze vom 16. Jänner 1875,
L.-G .-Bl . Nr . 4 , festgesetzten Taren wird Umgang genommen.

Für die Vornahme von Versteigerungen werden bestimmte Plätze in der
Großmarkthalle angewiesen.

Faktoren.
8 16.

Zur Vermittlung von Verkäufen können beeidete Faktoren bestellt
werden.

Die näheren Bestimmungen über die Bestellung und Geschäftsführung
der Faktoren sind im Anhang II enthalten.

Verhalten auf dem Markte.

8 17-

Allen auf den, Markte befindlichen Personen ist ein anständiges Betragen
untereinander und gegen die Amtsorgane zur Pflicht gemacht ; insbesondere
haben sie den Anordnungen der letzteren Folge zu leisten.

8 18.

Die Nahrungsmittel sind in geeigneter Weise gegen Staub und sonstige
Verunreinigungen zu schützen.

In den Hallenräumen muß möglichste Reinhaltung beobachtet werden.
Es ist daher jeder Vorgang verboten , der gegen Reinhaltung verstößt . Ins¬
besondere sind die Marklparteien verpflichtet , für die Reinigung der ihnen zu¬
gewiesenen Verkaufsplätze , Stände und Fleischriemen , ferner der Geschäftsgeräte,
wie Handwagen , Auslegcbretter , Schneidebretter , Wagen und Gewichte , Mesier
und Sägen u . dgl -, sowie der eigenen Überkleider und jener des Hilfspersonales
zu sorgen.

Das Marktamt hat das Recht, bei unterlassener oder mangelhafter
Reinigung das Erforderliche auf Kosten der Parteien zu veranlassen.

Durch das Auslegen der Feilschaften darf das Ausmaß des jeder Markt¬
partei zugcwiesenen Raumes nicht überschritten werden und dürfen insbesondere
die Zugänge zu den Plätzen , die Wege zwischen denselben und der Verkehr auf
dem Markte nicht beeinträchtigt werden.

8 19.

Das Mitnehmcn von Hunden in die Hallenräume ist verboten.

Hilfspersonale.
8 20.

Der Marktbehörde bleibt Vorbehalten , besondere Vorschriften für die auf
dem Markte zu Dienstleistungen verwendeten Personen zu erlassen.

Anmeldung und Verlautbarung der Marktartikel.

8 21.

Jede Partei , welche Artikel dem Markt zuführt , ist verpflichtet, deren
Menge und Gattung sofort beim Marktamte anzumelden.

Der Stand des Fleischvorrates ist bei Eröffnung und während des
Marktes in entsprechenden Zwischenräumen durch das Marktamt am Markte
ersichtlich zu machen.

Marktbericht.

8 22.
Die Preise der auf dem Markte verkauften Waren werden vom Markt¬

amte erhoben und allwöchentlich in einem Marktberichte zusammengestellt , welcher
die eingesendeten Waren nach Gattung und Gewicht , sowie die erhobenen Preise
zu enthalten hat.

Der Marktbericht wird in geeigneter Weise veröffentlicht.

Marktbehörde.

8 23.

Die Gemeinde überwacht und regelt den Marktverkehr durch ihre Organe.
Marktbehörde ist der Wiener Magistrat . Die unmittelbare Marktaufsicht

wird vom Marktamte ausgeübt.
Die veterinär - und sanitätspolizeilichen Amtshandlungen werden vom

Veterinäramte besorgt.
Im Falle das Veterinäramt auf Vernichtung einer eingebrachten Ware

erkennt , steht es der Partei frei , bei der Vetermäramts -Direktion um eine
Überprüfung anzusuchen . In diesem Falle obliegt der Partei die Bezahlung
der von der Gemeinde normierten Entfernungsgebühren . Für die hiedurch
erwachsenden Verzögerungen oder Schäden übernimmt die Gemeinde keinerlei
Haftung.

Strafen.
8 24.

Übertretungen dieser Marktordnung werden auf Grund der ZZ 100 und
101 des Gemeindestotutes für Wien vom 24 . März 1900 , L.-G .-Bl . Nr . 17,
mit Geld bis zu 400 L oder mit Arrest bis zu 14 Tagen geahndet.

Personen , welche die Ordnung auf dem Markte stören , Unfug treiben,
den Anordnungen der behördlichen Organe nicht Folge leisten, können durch
das Marktamt vom Markte gewiesen werden.

In schweren Fällen kann von der Marklbehörde die Ausschließung auf
bestimmte Zeit oder auf immer verfügt werden.

Marklparteien , welche ihren Verpflichtungen gegenüber der Marktbehörde
nicht Nachkommen, oder der Bestimmung des Marktes zuwiderhandeln , kann
die Benützung des Marktes verweigert werden.

Beginn der Wirksamkeit und Kundmachung der
Marktordnung.

8 25.

Diese Marktordnung tritt mit dem Tage ihrer Verlautbarung im Landes*
gcsetz- und Verordnuvgsblatte für das Erzherzogtum Österreich unter der Enns
in Wirksamkeit.

Zur Verständigung aller Marktparteien ist diese Marktordnung in der
Markthalle an geeigneter Stelle anzuschlagen.

Gleichzeitig tritt die im Landesgesetz- und Verordnungsblatte für das
Erzherzogtum Österreich unter der Enns , Nr . 111 er 1909 und Nr . 108
ex 1910 kundgemachte Marktordnung außer Kraft.

S ch l u ß b e st i m m u n g.
8 26.

Im übrigen gelten die Bestimmungen der allgemeinen Marktordnung
für die k. k. Reichshaupt - und Residenzstadt Wien (Landesgesetz- und Ver¬
ordnungsblatt für das Erzherzogtum Österreich unter der Enns Nr . 17
ex 1892 , Nr . 56 sx 1899 , Nr . 80 ex 1904 und Nr . 26 ex 1906 ).

Anhang t.
Marktgedühren -Tarif.
1. Flächentarif.

s ) Für Verkaufsstände:
1. für den Quadratmeter der von der Gemeinde her¬

gestellten stabilen Verkaufsstände unter monatlicher Voraus¬
zahlung der Gebühr per Monat . 2 L — ü

2 . für den Quadratmeter der zur Verabreichung von Speisen
bewilligten Stände unter monatlicher Vorauszahlung der
Gebühr per Monat . 4 „ — „

3 . für den Quadratmeter anderer Stände Pro Tag . . . — „ 10 „
b) Für die Benützung der gewöhnlichen Keller bei monatlicher

Gebührenentrichtung im vorhinein für einen Quadratmeter
und Monat . — „ 60 „

c) Für die Lagerung von leeren Geschirren , Körben , Kisten und
ähnlichem für einen Quadratmeter und Tag . — „ 6 „

2. Stück tarif.
GebührNr.

1 Für Fleisch- und Fettwaren in Quantitäten zu 100 KZ*) . . .
2 Für Kälber . per Stück
3 Für Schafe , Lämmer , Ziegen und Ferkel . „ „
4 Für Schweine . „
5 Für Hirsche . . . . . . . . . „
6 Für Rehe , Gemsen , Dammwild und Mufflon . . . . „ „
7 Für Wildschweine . „
8 Für Auer -, Birk -, Schnee - und Haselwild , Wildenten,

Wildgänse und Fasanen . . „
9 Für Rebhühner , Schnepfen und Trappen . „ „

10 Für Hausgeflügel . „
11 Für Hasen . „
12 Für Kaninchen . . „ „
13 Für Krammetsvögel , Wachteln , Drosseln und andere

kleine zum Genüsse zulässige Vögel . per Dutzend 4

30
14
6

20
60
30
20

6
4
4
4
2

ereüinet
) Quantitäten bis zu 50 Lg werden mit 15 I>, Quantitäten über 50 Kx mit SOK
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3. Waggebühr.

Waggebühr bis zu 100 ÜA.
Waggebühr von 100 üx aufwärts für je 50 oder weniger . .

Anmerkung.

Der Flächentarif findet auf die geschlossenen Verkaufsstände und auf die
sonst nach dem Flächenmaße zugewiesenen Stände Anwendung.

Im übrigen findet der Stücktarif Anwendung.
Marktparteien , welche Fleischwaren auf dem Markte ankaufen und

on ätztail zum Verkaufe bringen (8 10, Punkt 2), unterliegen der Markt¬
gebühr auch für diese Fleischwaren.

Anhang II.
Besondere Bestimmungen über die Faktoren.

Bestellung.

8 1-

Die Faktoren werden im Wege der Konkursausschreibimg durch den
Wiener Magistrat als Gewerbebehörde bestellt und beeidet.

Als Faktor kann nur derjenige bestellt werden , welcher mindestens
24 Jahre alt , eigenberechtigt , unbescholten, vollkommen vertrauenswürdig ist
und die erforderlichen Fachkenntnisse besitzt.

Die Faktoren erhalten ein Bestellungsdekret und eine Legitimationskarte.

Obliegenheiten.
8 2.

Die Faktoren haben die Marktartikel zu beziehen oder zu übernehmen,
die Fracht und sonstigen Spesen sowie die Marktgebühren zu entrichten , für
die Erhaltung dieser Artikel und deren Unterbringung auf den Verkaufsplätzen
zu sorgen und olle in Ansehung dieser Artikel erforderlichen Förmlichkeiten zu
erledigen.

Sie haben die übernommenen Waren in der Regel sofort zum Verkaufe
zu bringen.

8 3.

Die Faktoren haben die ihnen obliegenden Geschäfte mit der Sorg¬
falt eines ordentlichen Kaufmannes zu besorgen und alles zu vermeiden , was
ihre Vertrauenswürdigkeit schädigen könnte.

Die Verkaufsvermittlung ist persönlich zu betreiben.

8 4.

Die Faktoren dürfen weder für eigene Rechnung , sei es im eigenen oder
im fremden Namen , Handel mit Artikeln dieses Marktes treiben , noch sich an
den durch sie vermittelten Geschäften beteiligen.

8 5.

Die Faktoren sind verpflichtet , den beim Verkaufe erzielten Erlös sowie
eine Abrechnung hierüber binnen drei Tagen nach Verkaufsabschluß dem
Wareneinsender zu übermitteln . Bei der Abrechnung dürfen dem Einsender,
außer der Vermittlungsgebühr , nur die wirklich ausgelaufenen Spesen in
Abzug gebracht werden.

Vermittlungsgebühr.
8 6.

Für jeden von einem Faktor tatsächlich abgeschlossenen Verkauf ist vom
Wareneinsender eine Vermittlungsgebühr von höchstens 3 Prozent des Brutto¬
verkaufspreises zu entrichten.

Von den Käufern dürfen die Faktoren unter keinerlei Vorwand eine
Entlohnung verlangen oder annehmen.

Tagebuch.
8 7.

Die Faktoren sind verpflichtet , über die von ihnen vermittelten Verkäufe
ein Tagebuch zu führen , welches vor dem Gebrauche paraphiert und vom
Wiener Magistrate beglaubigt sein muß.

In dieses Tagebuch haben die Faktoren die von ihnen abgeschlossenen
Geschäfte nach der Zeitfolge des Abschlusses mit einer besonderen, durch das
ganze Jahr fortlaufenden Zahlenbezeichnung ohne Abänderungen , Radierungen
u . dgl . einzutragen.

Die Eintragung hat zu enthalten:
a) Tag des Verkaufsabschlusses;
b) Name des Käufers und desjenigen , für dessen Rechnung die Markt¬

artikel verkauft wurden;
o) Gattung und Gewicht oder Stückzahl der verkauften Waren und Verkaufs¬

preis ;
<1) Tag der Übermittlung des Erlöses an den Einsender.

Die Eintragungen müssen in deutscher Sprache und leserlich erfolgen.

8 « .

Der Marktbehörde sowie dem Marktamte steht das Recht der Einsicht¬
nahme in das Tagebuch zu.

Den Parteien darf nur hinsichtlich der sie betreffenden Verkäufe gestattet
werden , Einsicht in das Tagebuch zu nehmen oder Auszüge aus demselben zu
verlangen.

Tagebücher , welche außer Verwendung kommen, sind vom Marktamte
in Verwahrung zu nehmen.

Kaution.

8 9.

Die Faktoren haben vor ihrer Bestellung eine Kaution von 2000 L zu
erlegen , welche von der Marktbehörde in Verwahrung genommen wird ; sie
haften für die genaue Erfüllung der ihnen gegenüber den Einsendern und
Käufern obliegenden Verpflichtungen nicht nur mit der als Pfand bestellten
Kaution , sondern auch mit ihrem gesamten übrigen Vermögen.

Entziehung der Berechtigung . — Enthebung.
8 lo.

Faktoren , die sich Pflichtverletzungen zu Schulden kommen lassen oder
ihren Obliegenheiten nicht Nachkommen, kann der Wiener Magistrat ihre
Berechtigung auf bestimmte Zeit oder für immer entziehen.

s.

Dampfkesselprüfungs Kommissär für de« Aussichts-
bezirk I.

Die k. k. n .-ö. Statthallerei hat mit dem Erlasse vom
12 . Juli 1913 , Z Z 1-422 , dem Wiener Magistrate folgende
Kundmachung übermittelt:

Kundmachung

des k. k. Statthalters im Erzherzogtume Österreich unter der Enns vom
12. Juli 1913 , 6 1-424 , betreffend die Enthebung , beziehungsweise Ernennung
eines k. k. Dampfkeffelprüsungs -Kommissärs für den Aufsichtsbezirk I von Wien
und die Enthebung eines Prüfungs -Kommissärs für Dampfbetriebswärter.

Mit 31 . Juli 1913 wird der k. k. Ministerialrat im Ministerium für
öffentliche Arbeiten Johann Trnovsk^  seiner Funktion als k. k. Dampf-
keffelprüfungs -Kommissär für den Aufsichtsbezirk I von Wien (1.. III ., V.,
VI ., VIII ., XI ., XII ., XIII ., XIV . und XV . Wiener Gemeindebezirk ), dessen
Befugnis auch auf die in die staatliche Überwachung zu überstellenden Dampf¬
kessel der Gemeinde Wien ausgedehnt worden ist, enthoben und an seinerstatt
dessen bisheriger Stellvertreter k. k. Ober -Ingenieur des n .-ö. Staatsbau¬
dienstes Klemens R . v. W a r t e r e s i e w i c z ab 1. August 1913 mit dessen
Funktionen betraut.

Als Stellvertreter des nunmehrigen Dampfkeffelprüfungs -Kommiffärs
fungieren der k. k. Ober -Ingenieur des n .-ö. Staatsbaudienstes Ferdinand
Strobl  und der k. k. Ingenieur des n .-ö. Staatsbaudienstes Rudolf
Dorninger.

Das Ministerium für öffentliche Arbeiten hat zufolge Erlasses vom
19. Juni 1913 , Z . 34250/XII , aus diesem Anlasse auch die Enthebung des
k. k. Ministerialrates Johann Trnovsk^  von seiner Funktion als Prüfungs-
Kommissär für Dampfmaschinenwärter , Lokomotivführer und Dampfschiff¬
maschinenwärter mit 31 . Juli >913 verfügt.

Dies wird in Gemäßheit der Ministerial -Verordnung vom 1. Oktober
1875 , R -G .-Bl . Nr . 130 , beziehungsweise der Ministerial Verordnung vom
15 Juli 1891 , N .-G .-Bl . Nr . 108 , unter Bezugnahme auf die h. o. Kund¬
machungen vom 27 . März 1905 , Z . XIll , 203 , L.-G - u. V .-Bl . Nr . 88,
vom 6. April 1909 , Z . XIII , 384/1 , L.-G - u . V .-Bl Nr . 34 , und vom
20 . Mai 1913 , Z . 61 -321 , L.-G .- u. V .-Bl . Nr . 58 , zur allgemeinen Kenntnis
gebracht . (M . Abt . IV , 3870 .)

6 .

Gewerbsmäßige Ausübung der Krankenpflege,
rechtliche Natur.

Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 16 . Juli 1913,
Z . XU - 1520 (Normalicnblatt des Magistrates Nr . 56 ) :

Die Frage der Subsumierung bestimmter Gewerbekategorien unter die
Ministerial -Verordnung vom 14. September 1911 , R .-G .-Bl . Nr . 187 , be¬
treffend das Gewerbe derjenigen , welche an nicht öffentlichen Orten persönliche
Dienste anbieten und somit die Anwendung dieser Verordnung auf dieselben
bleibt grundsätzlich der instanzmäßigen Judikatur überlassen , doch hat das
k. k. Handelsministerium über eine h. ä. Anfrage keinen Anstand genommen,
mit Erlaß vom 5. Juli 1913 , Z . 22248 , zu eröffnen , daß — wie
aus dem Durchführungserlasse vom 3. Juli 1912 , Z . 3630 , zu der Min .«

4 si
2 ..
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Vdg . vom 14 . September 1911 , R . - G . - Bl . Nr . 87 , hervorgeht —
unter die erwähnte Verordnung allerdings in erster Linie die dort näher
bezeichneten Eilbotennnternehmungen zu subsumieren sind , welche zur Erlassung
der Verordnung den unmittelbaren Anstoß gegeben haben , daß sich die Kon¬
zessionspflicht aber außerdem auch auf alle anderen Personen erstreckt , welche
gewerbsmäßig an nicht öffentlichen Orten persönliche Dienste anbieten und
nicht nach Maßgabe der Bestimmungen des Art . 5 des Kundmachungs¬
patentes zur Gew . Odg . von der Wirksamkeit dieses Gesetzes ausge¬
nommen sind.

Da die Tätigkeit der Krankenpflege zweifellos in der an nicht öffentlichen
Orten angebotenen Leistung von persönlichen Diensten besteht , dürfte gegen die
Subsumierung derselben unter die bezogene Ministerial -Verordnung , insoweit
die erwähnten Beschäftigungen sich nicht als die Ausübung der Heilkunde dar¬
stellen und aus diesem Grunde von den Bestimmungen der Gew . Odg . von
vornherein ausgenommen sind , ein Anstand nicht vorliegen.

7.

Evidentführung der Taubstummblinden in Österreich.
Rund . Erlast der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 21 . August

19 !3 , Z . 8 - 1010 (M . Abt . X , 8541 ) :
Das k. k. Ministerium des Innern hat mit dem Erlasse vom II . August

1913 , Z . 3348/8 , nachstehendes eröffnet:
Im verflossenen Jahre wurde in Wien ein Fürsorgeverem für Taub¬

stummblinde gegründet , welcher sich die Errichtung einer Anstalt zur Erziehung,
Ausbildung und Beschäftigung von Taubstummblinden , sowie eine genaue
Evidentführung derselben zum Ziele gesetzt hat.

Der Verein ist im Besitze eines eigenen Hauses (Wien , XIII , Lmzer-
straße 478 ), in welchem bereits einige Zöglinge untergebracht sind.

Über Ersuchen des Vereines beabsichtigt das k. k. Ministerium für Kultus
und Unterricht sämtliche Landcsschulbehörden aufzufordern , im Wege der Unter¬
behörden die Adressen der im schulpflichtigen Alter stehenden taubstummblinden
Kinder aller Verwaltungsgebiete zu ermitteln und der Vereinsleitung zur
Kenntnis zu bringen . Außerdem wurde den genannten Behörden nahegelegt,
in den Amtsblättern der Politischen Behörden auf die Möglichkeit der Unter¬
bringung von taubstummblinden Kindern in der Anstalt hinzuweisen . ^

Infolge obzitierten Erlasses sind die Gemeindevorstehungen und Seel¬
sorger , ferner die ärztlichen und sonstigen interessierten Kreise auf den Verein
aufmerksam zu machen und ist der erwähnten , auf eine genaue Evidenzführung
an Taubstummblinden hinzielende Aktion die tunlichste Unterstützung an¬
gedeihen zu lassen.

Feststellung der Jagdgebiete im 'XU . Bezirke,
Floridsdorf , Groß -Jedlersdorf und einverleibte Teile
von Lang -Enzersdorf , Strebersdorf und Stammers¬
dorf für die Jagdperiode vom 1 . Jänner iÄIO bis

LI . Dezember LV1L
Die k. k. n .-ö Statthaltern hat zufolge Erlasses vom 20 . August 1913.

Z . X - 1298/5 , dem Rekurse des reg . lat . Chorherrenstiftes Klosterneuburg gegen
die Entscheidung des Wiener Magistrates vom 1. Juli 1912 , Z . IX 3,517 , womit
die Anmeldung der Eigenjagd des Stiftes Klosterneuburg auf den Parz , 405
und 407 der mit Wien vereinigten Katastralgemeinde Strebersdorf als ver¬
spätet überreicht zurückgewiesen wurde , Folge gegeben und verfügt , daß die ge¬
nannten Parzellen für die Dauer der lausenden Pachtperiode als Eigenjagd-
gebier aus dem Genoffenschaftsjagdgebiete Strebersdorf auszuscheiden seien.
(M . Abt . IX , 4068/13 .)

s.
Überweisung der Geschäfte des übertragenen
Wirkungskreises der Stadtgemeinde Görz an
den Leiter der k. k. Bezirkshauptmannfchaft in

Görz.
Rund -Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 23 . August

1913 , P . Z . 2670 (M . D . 3493 ) :
Laut Zuschrift des k. k. Statthalterei -Präsidiums in Triest vom 8 . August

1913 , P . Z . 478/9 ex 1912 , wurden dem Stadtmagistrate in Görz die von
demselben bisher im übertragenen Wirkungskreise der Gemeinde besorgten
Geschäfte der politischen Behörde I . Instanz abgenommen und werden dieselben
künftighin durch den Leiter der Bezirkshauptmannschaft in Görz versehen
werden.

Die diesbezügliche Verfügung der k. k. küstenländischen Statthalterei vom
8 . August 1913 , P . Z . 478/7 , wurde am 8 . August 1913 im Landesgesetz-
Verordnungsblatte für das österreichisch -illyrische Küstenland (Stück 17 , Nr . 23)
prrbliziert und trat am 11 . August 1913 in Wirksamkeit.

1V.
Das Bnschenfchankrecht steht nnr Weingarteneigen

tümern (nicht Pächtern ) zu.
Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 25 . August 1913,

Z . XIl - 1781/I (M . B . A. XIX , 1869/3 ) :
Das magistratische Bezirksamt für den XIX . Bezirk hat mit Erkenntnis

vom 6 . Mai 1913 über R Z . wegen unbefugter Ausübung des Schaukgewerbe s
durch Ausschank von Wein aus gepachteten Weingärten in Wien , XIX ., H . . . .
. . . straße 33 , beziehungsweise Übertretung des Dekretes der niederöster¬
reichischen Landesregierung vom 19 . August 1849 , Z . 36520 , gemäß Z 132 n
der Gewerbeordnung eine Geldstrafe von 300 L eventuell 30 Tage Arrest
verhängt und unter die Rekursklausel folgende Bemerkung bcigefügt : „Die
Schließung der Betriebsstätte erfolgt heute . "

Über den hiegegen eingcbrachten Rekurs des R . Z . wird das angefochtene
Erkenntnis bestätigt , da im Sinne des oberwähnten Dekretes der niederöster¬
reichischen Landesregierung das Recht des Bnschenschankes nur Eigentümern
von Weingärten bezüglich des aus diesen Weingärten gefechsten Weines zusteht.

Die Schlußbemerkung des Erkenntnisses bildet wegen der Stelle , an der
sie steht , und wegen der Form des Ausdruckes (Konstatierung , nicht Anordnung)
keinen Bestandteil des Erkennlnifles.

Eine weitere Berufung ist unzulässig.

11

Verfahren bei Unfallserhebungen im Eisenbahn¬
betriebe.

Rund -Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 25 . August
19 !3 , Z XV -5318 (M . Abt . XVM , 3955 ) :

Das k. k. Ministerium des Innern hat mit Erlaß vom 14 . August
1913 , Z 4862/V , nachstehendes hieher bekanntgegeben:

„Nach mit dem k. k. Eisenbahnministerium gepflogenen Einvernehmen
wird der k. k. Statthalterei e öffnet , daß die Bestimmungen des Z 31 U.-V .-G .,
welche den politischen Bezirksbehörden die Feststellung der für die Unfalls-
entschädignng maßgebenden Umstände zur Pflicht machen , keineswegs fordern,
daß in jedem Falle eine Erhebung an Ort und Stelle stattzufinden hat,
sandern sich damit begnügen , daß die Konstatierung dieser Umstände durch ge¬
eignete Erhebung erfolge.

Der Absicht des Gesetzes ist auch dann Rechnung getragen , wenn bei
Betriebsunfällen im Eisenbahnbetriebe diese Feststellung unter Umständen nicht
unter direkter Intervention von Organen der politischen Bezirksbehörde , sondern
durch die betreffende Eisenbahndienststelle erfolgen würde , zumal nach den bis¬
herigen Erfahrungen die von diesen Dienststellen in Gemäßheit des Z 29U .-B .-G.
an die politischen Bezirksbehörden erstatteten Unfallsanzeigen mit voller Ge¬
nauigkeit sämtliche nach tz 31 U .-V .-G . festzustellenden Daten bis auf jene be¬
züglich des Arbeitsverdienstes des Verletzten enthalten . Aber auch diese letzteren
Daten werden der berufsgenossenschaftlichen Unfallversicherungsanstalt seitens
der Dienststellen der Bahnverwaltungen auf Grund besonderer Formularien
mitgeteilt , so daß die bcrufsgenossenschaftliche Unfallversicherungsanstalt aus
diese Art zur Kenntnis sämtlicher für ihre Entscheidungen erforderlichen Daten
gelangt.

Unter diesen Umständen kann sich die Mitwirkung der politischen Bezirks -
behörden bei Erhebung der Unfälle von bei der berufsgenossenschaftlichen
Unfallversicherungsanstalt versicherten Personen bloß auf die Prüfung der vor¬
gelegten Unfallsanzeigcn nach ihrer Richtigkeit und Vollständigkeit und , da
diese Richtigkeit und Vollständigkeit in der Regel angenommen werden kann,
lediglich auf solche Fälle beschränken , in denen für die Durchführung einer Er¬
hebung seitens der politischen Behörde besondere Momente (insbesondere öffent¬
liche Rücksichten ) sprechen oder in denen die Durchführung einer solchen Er¬
hebung von der berufsgenossenschaftlichen Unfallversicherungsanstalt oder von
einem anderen der beteiligten Faktoren verlangt und dieses Begehren von der
politischen Bezirksbehörde als nicht unbegründet befunden wird ."

Hievon ergeht zur künftigen Darnachachtung die Verständigung.

IS.
Auftreten der Reblaus in der Gemeinde Eferding.

Kundmachung der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 2. Sep¬
tember 1913 , Z . X 1941 . (M . Abt . IX , 4228 ) :

In der Gemeinde Eferding im politischen Bezirke St . Pölten wurde das
Auftreten der Reblaus (kkztUoxsra vastatrix ) konstatiert.
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1L.
Zulassung der Ed Ardelt 'schen Kunststeinftufen.

Erlaß des Wiener Magistrates vom 6. September 1913,
M . Abt . XIV , 4998 :

In Erledigung des Ansuchens des Herrn Eduard Arbeit , XXl,  Brünner^
straße 385 , neu 191 , wird die Verwendung der von ihm unter der veranV
wörtlichen Leitung des Baumeisters Josef Rausch,  XXI ., Floridsdorf'
Kaiserin Elisabeth -Gasse 48 , erzeugten Eisenbetonstufcn bei Hochbauten im
Gemcindegebiete von Wien unter folgenden Bedingungen als zulässig erklärt:

1. Die Bestimmungen des Magistrats -Erlasses vom 15. August 1906,
M . Abt XIV , Z . 5093 , haben strenge Anwendung zu finden.

2. Freitragende Stufen sind außer der im Punkte 4 dieses Erlasses vor-
gcschriebenen Bewehrung am Auflagercnde noch mit einem mindestens 65 om
langen Beilageeisen von 10 mm Durchmesser zu versehen.

3. Die im Punkte 2 des genannten Erlasses bedungene Haftung hat
Baumeister Joses Rausch  zu übernehmen.

Die Beilagen V und L werden dem Stadtbauamte zur Verwahrung
übermittelt.

14.

Zulassung der Rauchsangverschlüsse „ System
Zerkowitz ".

Erlaß des Wiener Magistrates vom 19 . September 1913,
M . Abt . XIV , 3295/12:

In Erledigung des Ansuchens des Herrn Julius Zerkowitz,  Bau¬
meister, IX ., Müünergasse 35, wird die Verwendung der Rauchfangverschlüsse
„System Zerkowitz " im Gemeindegebiete von Wien unter folgenden Be¬
dingungen als zulässig erklärt:

1. Die Rauchfangverschlüsse sind den vorgelegten Mustern entsprechend
auszuführen.

2 . Die Rauchfangverschlüsse sind derart einzumauern , daß dieselben jeder¬
zeit leicht zugänglich und leicht zu handhaben sind.

3 . Diese Verschlüsse dürfen nur bei im Keller beginnenden Einzelrauch¬
fängen oder bei von Sammelrauchfängen abzweigenden Stockwerksrauchfängen
eingesetzt werden , und zwar derart , daß beim Offnen der Klappe der Ruß —
ohne durch andere Absperrvorrichtungen hindurch zu müssen — direkt bis zum
untersten Ende des Rauchschlotes fällt.

4 . Die Sammelrauchfänge dürfen im untersten Geschosse nur dann
beheizt werden , wenn die Ofeneinmündung derart hoch gelegen ist, daß der
Rußsack im untersten Geschosse größer ist, als die Summe der Rußsäcke in den
Obergeschossen, und wenn die Zweigrauchfänge derart angelegt sind, daß selbst
beim Offenstehen einer der Verschlußklappen es nicht möglich ist, daß der Rauch
des untersten Geschosses in einen der Stockwerksrauchfänge gelangt.

Die beigebrachte Beilage X wird dem Stadtbauamte zur Verwahrung
übermittelt.

LS.

Zulassung von nach dem patentierten Systeme
„Katona hergestellten Mauern.

Erlaß des Wiener Magistrates vom 19 . September 19 !3,
M . Abt . XIV , 9266/12:

In Erledigung des Ansuchens der Österreichischen Aktiengesellschaft für
Spezialbauten , Wien , I ., Hoher Markt 1, wird die Verwendung der nach dem
patentierten System „ Katona " hergestcllten Mauern bei Hochbauten im Ge¬
meindegebiete von Wien unter folgenden Bedingungen als zulässig erklärt,
und zwar:

1. Scheidewände von Ziegeldicke (6 5 em) zur Trennung einzelner Be¬
standteile einer Wohnung oder eines Geschäftslokales , jedoch nicht zur Trennung
verschiedener Wohnungen oder Gcschäftslokale.

Diese Wände dürfen bis zu einer Länge von 6 5 m und einer Höhe
von 4 ru ausgeführt werden.

Sie sind auf entsprechend starke Trägerunterlagen zu stellen und dürfen
keiner Belastung ausgesctzt werden.

2. Vollmauein von 14 om Dicke (Ziegelbreite ) als
a) nichttragende Scheidemauern und Füllmauern zwischen Tragpfleilern,
b) tragende Umfassuugswände für untergeordnete ebenerdige Bauwerke , wie

Magazine , Wagenhallen , Baracken u . s. w.,
c) Einfriedungsmauern bis zu 2 rn Höhe mit Verstärkungspfeilern in Ent¬

fernungen von höchstens 5 '0 m.
Diese Mauern sind der Zeichnung entsprechend auszuführen , samt Pfeilern

mindestens 70 cm tief ins Erdreich einzubetonieren und mit einem durch¬
laufenden Betondeckträger zu versehen.

3. Hoklmauern von mindestens 30 cm Dicke für Haupt - und Mittel¬
mauern mit der Beschränkung , daß nur das Dachgeschoß und die beiden nächst¬
folgenden Geschosse bei einer Stockwerkshöhe bis zu 4 m und einer Zimmer-
tiefe bis zu 6 5 m in dieser Art ausgeführt werden dürfen.

Hiebei muß eine hinreichende Zahl von Bindersteincn (mindestens 11
auf 1 m ? Wandfläche ) die gemeinsame Wirkung der einzelnen Mauerteile
gewährleisten.

4. Pfeiler , voll und hohl.
Bei tragenden Hohlpfeilern muß die Wandstärke mindestens 14 cm

betragen.
Ferner sind folgende Vorschriften einzuhalten:
Stiegenmauern sind in vollem Mauerwerkc , Rauchfänge mit l4 cm

Wandstärke herzustellen.
Die Katonabauweise ist in den Bauplänen ersichtlich zu machen.
Die erforderlichen Berechnungen sind dem Baugesuche anzuschließen.
Die zulässige Inanspruchnahme der Katonamauern und -Pfeilern kann

mit dem 1 3fachen jener für gewöhnliche Ziegelverband angenommen werden.
Bei Katonabauten darf gewöhnlicher Weißkalkmörtel nicht verwendet

werden.
Es ist mindestens ein mit Portlandzement verlängerter Weißkalkmörtel

zu verwenden , dessen Raummischungsverhältnis nicht schlechter sein darf als
1 Teil Weißkalk, 1 Teil Portlandzement und 6 Teile reiner rescher Sand.

Auch Mauerwerksteile in gewöhnlichem Ziegelverbande sind zur Ver¬
minderung ungleiche Fugenpressung bei Anwendung der Katonabauweise an
anliegenden Gebäudeteilen in diesem Mörtel auszuführen.

Die Widerlager von Trägern , Trämen , Gurten und Schließen sind in
entsprechendem Ausmaße in vollem Mauerwerke , Beton oder Eisenbeton her-
zustcllen um eine gleichmäßige Lastverteilung auf die Teilmauern zu erzielen.

Aneinanderstoßende Mauern sind miteinander gut zu verschmähen.
Die Herstellung von Katonamauern darf nur durch geschulte, verläßliche

Arbeiter vorgenommen werden.
Die einzelnen Bauteile sind durch Schließen kräftig zu verankern.
Die Ausführung von Katonabauten gehört zu den Befugnissen der kon¬

zessionierten Baugewerbetreibenden.
Im übrigen haben die Bestimmungen der Bauordnung sinngemäß An¬

wendung zu finden . , ^ ^ ^
Die Ergänzung dieser Bestimmungen und die gänzliche Zurücknahme

dieser Bewilligung nach den Erfahrungen bleibt Vorbehalten.
Die beigcbrachten Beilagen X bis L werden dem Stadtbauamte zur

Verwahrung übermittelt.

Verzeichnis der im Reichsgesetzdlatte und im Landes¬
gesetz- und Verordnungsblatte für Österreich unter
der Enns im Jahre 191L publizierten Gesetze

und Verordnungen

X. Rkichsgesetzbtatt.

Nr . 16S Kundmachung des Finanzministeriums
vom 16 . Juni 1913 , betreffend die Errichtung eines Hauptzoll¬
amtes in St . Pölten (Niederösterreich ).

Nr . 166 Verordnung des Justizministers vom
17 . August 1913 , betreffend die Aktivierung des Bezirksgerichtes
Czudyn in der Bukowina.

Nr . 167 . Verordnung des Ministers des Innern
im Einvernehmen mit dem Minister für Landes¬
verteidigung vom 18 . August 1913 , betreffend den Ge¬
brauch des Zeichens und des Namens des Roten Kreuzes durch den dem
militärischen Sanitätsdienste gewidmeten „Rudolphiner -Verein " in Wien.

Nr . 168 . Verordnung des Handelsministeriums
vom 5 . Juni 1913 , betreffend die Abänderung einiger Bestimmungen
über die Bersorgungsgenüsse der dekretmäßig bestellten Postmeister und die
Abänderung des ß ' 27 der Verordnung des Handelsministeriums vom
21 . Mai 1903 , R .-G .-Bl . Nr . 108.

Nr . 166 . Kundmachung des Justizministeriums
vom 14 . August 1913 , über die Kündigung des mit Brasilien ab¬
geschlossenen Staatsvertrages wegen gegenseitiger Auslieferung von Ver¬
brechern.

Nr . 176 . KundmachungdesEisenbahnministeriums
! vom 19 . August 1913 , betreffend die Konzessionierung einer mit
^ elektrischer Kraft zu betreibenden schmalspurigen Kleinbahn von der Sprudel-
j straße auf den Dreikreuzberg in Karlsbad.
> Nr . 171 . Verordnung des Ackerbauministeriums

vom 21 . August 1913 , betreffend die Prüfung für den forst-
technischen Dienst der Wildbachverbauung.
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Nr . 172 . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 26 . August 1913 , betreffend die Ermächtigung des Neben-
zollamtes II . Klaffe Schalklhof zur Bestätigung des Austrittes von Durchfuhr¬
waren.

Nr . 173 . Übereinkommen vom 29 . Juli 1899
zur friedlichen Erledigung internationaler Streitfälle.

Nr . 174 . Übereinkommen vom 29 . Juli 1899,
betreffend die Gesetze und Gebräuche des Landkrieges.

Nr . 173 . Übereinkommen vom 29 . Juli 1899,
betreffend die Anwendung der Grundsätze des Genfer Übereinkommens auf
den Seekrieg.

Nr . 176 . Erklärungen vom 29 . Juli 1899,
a ) über das Verbot der Verwendung von Geschossen mit erstickenden oder

giftigen Gasen und
b) über das Verbot von Geschaffen, die sich leicht im menschlichen Körper

ausdehnen oder plattdrücken.
Nr . 177 . Übereinkommen vom 18 . Oktober 1907

zur friedlichen Erledigung internationaler Streitfälle.
Nr . 178 . Übereinkommen vom 18 . Oktober 1907,

betreffend die Beschränkung der Anwendung von Gewalt bei der Eintreibung
von Vertragsschulden.

Nr . 176 Übereinkommen vom 18 . Oktober 1907
über den Beginn der Feindseligkeiten.

Nr . 186 . Übereinkommen vom 18. Oktober 1907,
betreffend die Gesetze und Gebräuche des Landkrieges.

Nr . 181 . Übereinkommen vom 18. Oktober 1907,
betreffend die Rechte und Pflichten der neutralen Mächte und Personen im
Falle eines Landkrieges.

Nr . 182 . Übereinkommen vom 18. Oktober 1907
über die Behandlung der feindlichen Handelsschiffe beim Ausbruche der Feind¬
seligkeiten.

Nr . 183 . Übereinkommen vom 18. Oktober 1907
über die Umwandlung von Handelsschiffen in Kriegsschiffe.

Nr . 184 . Übereinkommen vom 18 . Oktober 1907
über die Legung von unterseeischen selbsttätigen Kontaktminen.

Nr . 185 . Übereinkommen vom 18. Oktober 1907,
betreffend die Beschießung durch SeesNcitkräfte in Kriegszeiten.

Nr . 186 . Übereinkommen vom 18 . Oktober 1907,
betreffend die Anwendung der Grundsätze des Genfer Übereinkommens auf den
Seekrieg.

Nr . 187 . Übereinkommen vom 18. Oktober 1907
betreffend gewisse Beschränkungen in der Ausübung des Beuterechtes im
Seekriege.

Nr . 188 . Übereinkommen vom 18. Oktober 1907,
betreffend die Rechte und Pflichten der Neutralen im Falle eines Seekrieges.

Nr . L86 Schiedsvertrag vom 13. Februar 1906
zwischen der Österreichisch -Ungarischen Monarchie und Portugal.

Nr . 16V . Schiedsvertrag vom 15 . Jänner 1909
zwischen der Österreichisch -Ungarischen Monaräue und den Vereinigten Staaten
von Amerika.

Nr . 161 Schiedsvertrag vom 16. Juli 1910
zwischen der Österreichisch -Ungarischen Monarchie und Großbritannien.

Nr . 182 . Schiedsvertrag vom 19. Oktober 1910
zwischen der Österreichisch -Ungarischen Monarchie und Brasilien.

Nr . 163 . Internationales Übereinkommen vom
21 . Dezember 1904 , betreffend die Befreiung der Spitalschiffe von
den Hafengebühren.

Nr . 164 . Kaiserliches Patent vom 12 . September
1913,  betreffend die Einberufung der Landtage von Niederösterreich , Salz¬
burg , Krain , Tirol , Görz und Gradiska und Vorarlberg.

Nr . 165 . Kundmachung der Ministerien der
Finanzen und der Justiz vom 22 . August 1913,
betreffend die Auflassung , beziehungsweise Vereinigung von Finanz - und
gerichtlichen Depositenkaffen in Wien.

Nr . 166 . Verordnung des Justizministeriums
Vom 3-1. August 1913 , betreffend die Zuweisung der Gemeinden
Kurtatsch Kurtinig , Margreid und Unterfeunberg zum Sprengel des Bezirks¬
gerichtes in Neumarkt in Tirol.

Nr . 167 . Gesetz vom 1. September 1913, betreffend
die Abänderung des Gesetzes vom 28 . Dezember 1911 , R .-G . Bl . Nr . 244.

Nr . 168 . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 5. September 1913,  betreffend die Errichtung eines Steuer-
und gerichtlichen Depositenamtes in Czudyn in der Bukowina.

Nr . 166 . Verordnung der Ministerien des Innern,
des Handels , der Finanzen und des Ackerbaues vom
13 . September 1913 , mit welcher Verfügungen, betreffend die Ein-
und Durchfuhr von frischem Obste, frischem Gemüse , Milch und Milch¬
produkten , Fleisch und Fleischivarcn , Geflügel in lebendem und geschlachtetem
Zustande , sowie von Fischen aus Bulgarien , Rumänien und Serbien , den
von diesen Staaten okkupierten Gebieten sowie aus der europäischen Türkei
getroffen weiden.

Z . Landesgcsch - und Verordnungsblatt.

Nr . 115 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
5. August 1913 , Z . XI b-461/4, betreffend die der Gemeinde Unter-
Olberndorf erteilte Bewilligung zur Einhebung einer Verschönerungstaxe und
die hiefür erlassenen Einhebungsvorschriften.

Nr . 116 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
7. August 1913, Z . XI b-480/2 , betreffend die der Gemeinde Mödling
erteilte Bewilligung zur Einhebung einer Mietzinsauslage für die Jahre 1914
bis einschließlich 1916.

Nr . 117 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
8. August 1913, A. XI d 337/8 , betreffend die der Gemeinde Fischau
erteilte Bewilligung zur Einhebung einer Verschöneruugstaxe und die hiefür
erlassenen Einhebungsvorschriften.

Nr . 118 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
12 . August 1913, F . X-577/17, womit das von der Gemeinde Neu¬
lengbach mit dem Landes -Ausschusse des Erzherzogtumes Österreich unter der
Enns und der k. k. Staatsverwaltung abgeschlossene Übereinkommen , betreffend
die Regulierung des Anzbaches in der Gemeinde Neulengbach , verlautbart wird.

Nr . 116 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
26 . August 1913, Z . Xl  b - 340/3 , betreffend die der Gemeinde
Altendorf im Gerichtsbezirke Gloggnitz erteilte Bewilligung zur Einhebung
von 100 Prozent der direkten Steuern des Jahres 1912 übersteigenden
Umlagen.

Nr . 12V . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
28 . August 1913, Z . XI b-651/3, betreffend die der Gemeinde
Leodagger , Gerichtsbezirk Retz erteilte Bewilligung zur Einhebung einer Bier -
verbrauchsauflage von 3 L per Hektoliter für die Jahre 1913 und 1914.

Nr . 121 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
28 . August 1913 , Z . XI d-292/4 , betreffend die der Gemeinde Rossatz
im Gerichtsbezirke Meutern erteilte Bewilligung zur Einhebung einer Bier¬
verbrauchsauflage von 3 L per Hektoliter bis zum Ende des Jahres 1914.

Nr . L22 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
29.  August 1913 , A . Xl -d 699/1 , betreffend die Veräußerung der
im Eigentume des niederösterreichischen Landesfonds stehenden Grundparzellen¬
anteile , Einl .-Z . 145 und 975 Grundbuch Groß -Harras.
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